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§ 15 VBG Uberstellung und
Vorbildungsausgleich

VBG - Vertragsbedienstetengesetz 1948

@ Bericksichtigter Stand der Gesetzgebung: 30.12.2023

(1) Die vor Beginn des Dienstverhaltnisses zurlckgelegten Studien- und Ausbildungszeiten sind mit dem jeweils fur die
erste Entlohnungsstufe vorgesehenen Betrag pauschal abgegolten. Hat eine Vertragsbedienstete oder ein
Vertragsbediensteter diese Studienzeiten nicht oder nicht vollstandig absolviert, so ist als Ausgleich fir diese
fehlenden Zeiten einer Vorbildung ein entsprechender Zeitraum beim Besoldungsdienstalter in Abzug zu bringen
(fester Vorbildungsausgleich). Soweit die bereits pauschal abgegoltenen Studienzeiten der oder des
Vertragsbediensteten hinsichtlich ihrer zeitlichen Lage mit den fir das Besoldungsdienstalter berUcksichtigten Zeiten
zusammenfallen, sind diese beim Besoldungsdienstalter in Abzug zu bringen, um eine doppelte Abgeltung ein und
desselben Zeitraums zu vermeiden (individueller Vorbildungsausgleich). Der feste und der individuelle
Vorbildungsausgleich bilden gemeinsam den Vorbildungsausgleich. Ein Vorbildungsausgleich ist anlasslich

1. der Begrindung des Dienstverhaltnisses,
2. der Uberstellung in eine akademische Entlohnungsgruppe sowie

3. des Abschlusses eines Studiums, mit dem das Erfordernis der Hochschulbildung gemaR Z 1.12 (,Master-Studium®)
oder Z 1.12a (,Bachelor-Studium”) der Anlage 1 zum BDG 1979 erfullt wird, wenn die oder der Vertragsbedienstete

in diesem Zeitpunkt bereits einer akademischen Entlohnungsgruppe angehort,

nach MaRgabe der Abs. 2 bis 5 zu bemessen. Uberstellung ist die Einreihung einer oder eines Vertragsbediensteten in

eine andere Entlohnungsgruppe.

(2) Ein Vorbildungsausgleich ist nur dann zu bemessen, wenn die oder der Vertragsbedienstete einer akademischen
Entlohnungsgruppe angehért. Ein bereits bemessener Vorbildungsausgleich entféllt mit der Uberstellung in eine nicht

akademische Entlohnungsgruppe. Akademische Entlohnungsgruppen sind

1. im Master-Bereich

a) im Verwaltungsdienst die Entlohnungsgruppe v1 und die Prokuraturanwaltinnen und Prokuraturanwalte im

vertraglichen Dienstverhaltnis,

b) im Entlohnungsschema | die Entlohnungsgruppe a,

c) beiden Vertragsbediensteten im Lehramt die Entlohnungsgruppen | ph und I 1,
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d) beiden Vertragshochschullehrpersonen die Entlohnungsgruppen ph 1 und ph 2,

e) beiden Vertragsbediensteten im padagogischen Dienst die Entlohnungsgruppe pd,
f)  Vertragsassistentinnen und Vertragsassistenten,

g) Vertragsdozentinnen und Vertragsdozenten,

2. im Bachelor-Bereich

a) beiden Vertragsbediensteten im Lehramt die Entlohnungsgruppen | 2a 1 und | 2a 2,
b) im Krankenpflegedienst die Entlohnungsgruppen k 1 und k 2,

¢) beiden Vertragshochschullehrpersonen die Entlohnungsgruppe ph 3.

(3) Der Vorbildungsausgleich ist anlasslich eines Ereignisses nach Abs. 1 Z 1 bis 3 jedes Mal vollstandig neu zu
bemessen. Die Bemessung erfolgt durch Ermittlung des individuellen Vorbildungsausgleichs nach Abs. 4 und des
festen Vorbildungsausgleichs nach Abs. 5, wobei deren Gesamtausmall den Vorbildungsausgleich bildet. Der
Vorbildungsausgleich ist im Master-Bereich mit insgesamt hochstens funf Jahren und im Bachelor-Bereich mit
insgesamt hochstens drei Jahren begrenzt. In der Entlohnungsgruppe v1 ist zusatzlich zum allgemeinen
Vorbildungsausgleich nach Abs. 4 und Abs. 5 ein allfalliger besonderer Vorbildungsausgleich gemaR§ 77 zu
berucksichtigen, das Hochstausmald des Vorbildungsausgleichs erhoht sich in diesem Fall von funf auf sieben Jahre.

(4) Vom individuellen Vorbildungsausgleich umfasst sind alle angerechneten Vordienstzeiten sowie alle fur die
Vorrickung wirksamen Dienstzeiten der oder des Vertragsbediensteten, die zwischen dem im Jahr der
Studienzulassung liegenden 1. Oktober bei Studienbeginn in einem Wintersemester oder dem 1. Marz bei
Studienbeginn in einem Sommersemester und dem Tag des Ablaufs der Regelstudiendauer gemaR Abs. 4a liegen. Die
Ermittlung erfolgt fir das abgeschlossene Bachelor-Studium und fiir das abgeschlossene Master-Studium (Abs. 1 Z 3)
jeweils gesondert. Studien, die im Hinblick auf das Erfordernis der Hochschulbildung gema Z 1.12 und Z 1.12a der
Anlage 1 zum BDG 1979 fir die Verwendung der Beamtin oder des Beamten nicht von Bedeutung sind, sowie weitere
nach dem erstmaligen Abschluss des Bachelor-Studiums oder des Master-Studiums abgeschlossene vergleichbare
Studien nach Abs. 1 Z 3 bleiben dabei auBer Betracht. Das Gesamtausmal3 der fur jedes Studium ermittelten in Abzug
zu bringenden Zeiten bildet insgesamt den individuellen Vorbildungsausgleich. Vergleichbare Studien an
unterschiedlichen Hochschulen sind als einheitliche Studienzeit zu behandeln, sie beginnen mit der ersten Zulassung
zum ersten Studium und enden mit dem ersten Abschluss. Zeiten einer Unterbrechung des Studiums ohne aufrechte
Zulassung bleiben auRBer Betracht. Der individuelle Vorbildungsausgleich ist begrenzt

1. fUr das Bachelor-Studium im Bachelor-Bereich mit drei Jahren,

2. far das Bachelor-Studium im Master-Bereich mit

a) vier Jahren, wenn das abgeschlossene Bachelor-Studium zumindest 240 ECTS-Anrechnungspunkte umfasst,
b) dreijahren, wenn das abgeschlossene Bachelor-Studium weniger als 240 ECTS-Anrechnungspunkte umfasst,
3. fUr das Master-Studium im Master-Bereich mit

a) funfJahren, wenn ein Diplomstudium oder ein vergleichbares anerkanntes auslandisches Studium abgeschlossen

wurde,

b) zwei Jahren, wenn ein Master-Studium und zuvor ein Bachelor-Studium mit weniger als 240 ECTS-

Anrechnungspunkten abgeschlossen wurden,

c¢) einem Jahr, wenn ein Master-Studium und zuvor ein Bachelor-Studium mit zumindest 240 ECTS-
Anrechnungspunkten abgeschlossen wurden.
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(4a) Die Regelstudiendauer gemald Abs. 4 betragt bei Studien, denen nach den jeweils geltenden studienrechtlichen
Vorschriften ECTS-Anrechnungspunkte zugeordnet sind, je sechs Monate (ein Semester) far 30 ECTS-
Anrechnungspunkte an zu erbringender Studienleistung, mindestens jedoch

1. vier Jahre (240 ECTS-Anrechnungspunkte) bei Diplomstudien,
2. dreiJahre (180 ECTS-Anrechnungspunkte) bei Bachelor-Studien,

3. eineinhalb Jahre (90 ECTS-Anrechnungspunkte) bei Master-Studien fur das Lehramt Sekundarstufe
(Allgemeinbildung),

4. ein Jahr (60 ECTS-Anrechnungspunkte) bei Master-Studien flr das Lehramt Primarstufe und fir das Lehramt
Sekundarstufe (Berufsbildung) und

5. zweiJahre (120 ECTS-Anrechnungspunkte) bei sonstigen Master-Studien.

Bei sonstigen Studien bestimmt sich die Regelstudiendauer nach den jeweils geltenden studienrechtlichen
Vorschriften. Wurde das Studium vor Ablauf der Regelstudiendauer durch positive Beurteilung der letzten zu
erbringenden Studienleistung abgeschlossen und wurden dabei von der Hochschule keine vor Studienbeginn
erbrachten Leistungen als Ersatz fur Studienleistungen anerkannt, so ist statt dem Ablauf der Regelstudiendauer der
Tag der Beurteilung der letzten Prifung, Lehrveranstaltung oder wissenschaftlichen Arbeit des Studiums maRgebend.

(5) Ein fester Vorbildungsausgleich ist bei einer oder einem Vertragsbediensteten einer akademischen
Entlohnungsgruppe in Abzug zu bringen, wenn sie oder er kein Studium gemaR Z 1.12 oder Z 1.12a der Anlage 1 zum
BDG 1979 oder im Master-Bereich ausschlieBlich das Bachelor-Studium gemal Z 1.12a der Anlage 1 zum BDG 1979

abgeschlossen hat. Dieser feste Vorbildungsausgleich betragt

1. im Master-Bereich, wenn die oder der Vertragsbedienstete kein Master-Studium abgeschlossen hat,

a) ein Jahr, wenn sie oder er zumindest ein Bachelor-Studium mit zumindest 240 ECTS-Anrechnungspunkten

abgeschlossen hat,

b) zwei Jahre, wenn sie oder er zumindest ein Bachelor-Studium mit weniger als 240 ECTS-Anrechnungspunkten

abgeschlossen hat, und

c) funfJahre, wenn sie oder er auch kein Bachelor-Studium abgeschlossen hat,

2. im Bachelor-Bereich drei Jahre, wenn die oder der Vertragsbedienstete kein Bachelor-Studium abgeschlossen hat.

(6) Die Bemessung des Vorbildungsausgleichs kann gemeinsam mit der Feststellung der Dauer der anrechenbaren
Vordienstzeiten erfolgen, diesfalls ist das AusmaR des Vorbildungsausgleichs gesondert mitzuteilen. Bei einem Ereignis
nach Abs. 1 Z 2 oder 3 sowie anlasslich der Begriindung eines unmittelbar anschlieBenden Bundesdienstverhaltnisses
ist das AusmalRd des Vorbildungsausgleichs mitzuteilen, wobei die Dauer der anrechenbaren Vordienstzeiten nicht

neuerlich festzustellen ist.

In Kraft seit 01.07.2022 bis 31.12.9999

© 2024 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


file:///

	§ 15 VBG Überstellung und Vorbildungsausgleich
	VBG - Vertragsbedienstetengesetz 1948


